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Das Forschungszentrum Nachhaltigkeit ist eine Zentrale Wissenschaftliche Ein-
richtung der Universität Bremen. Es wurde 1989 zunächst als Forschungszent-
rum Arbeit und Technik (artec) gegründet. Seit Mitte der 90er Jahre werden 
Umweltprobleme und Umweltnormen in die artec-Forschung integriert. Das 
Forschungszentrum bündelt heute ein multidisziplinäres Spektrum von - vor-
wiegend sozialwissenschaftlichen - Kompetenzen auf dem Gebiet der Nachhal-
tigkeitsforschung. „artec“ wird nach wie vor als ein Teil der Institutsbezeichnung 
beibehalten.  
 
Das Forschungszentrum Nachhaltigkeit gibt in seiner Schriftenreihe „artec-
paper“ in loser Folge Aufsätze und Vorträge von MitarbeiterInnen sowie ausge-
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Dieser Text ist für den artec-Workshop „Change! Gerichteter Wandel zur Nach-
haltigkeit“ geschrieben worden, der am 20. Juni und 1. Juli 2005 an der Univer-



















Die Befassung mit den (politischen) Gestaltungsmöglichkeiten des technischen Wan-
dels ist für die Suche nach Ansatzpunkten einer ökologisch nachhaltigeren Entwicklung 
in zweierlei Hinsicht interessant. Zum einen stehen Technikentwicklung und Nachhal-
tigkeit in einer engen Wechselbeziehung zueinander: Vorhandene und neue Techniken 
sind oft nicht nur wesentliche (Mit-)Verursacher ökologischer Problemlagen; technische 
Innovationen können – neben der Veränderung von Lebensstilen und sozioökonomi-
schen Transformationen – zugleich auch einen wichtigen Beitrag zu ihrer Abschwä-
chung oder Überwindung liefern. Und zum anderen ist Wandel ein exponiertes Thema 
der sozialwissenschaftlichen Technik- und Innovationsforschung: Sie befasst sich ‚na-
turgemäß‘ weniger mit Zuständen und Gleichgewichten als mit soziotechnischen Dy-
namiken und Umbrüchen und kann Hinweise dazu beisteuern, wie sich Wandlungspro-
zesse vollziehen und welche Möglichkeiten eines gezielten politischen Einwirkens auf 
deren Dynamiken und Richtungen es gibt. 
Wie also verlaufen Prozesse soziotechnischen Wandels? Lassen sie sich zielgerichtet 
gestalten oder gar steuern? Welche Rolle spielen in diesem Zusammenhang politische 
Initiativen, Instanzen und Institutionen? Und: Inwiefern lassen sich die Erkenntnisse 
zum soziotechnischen Wandel und zur politischen Technikgestaltung für die Frage 
nach Ansatzpunkten einer ökologisch nachhaltigeren Technikentwicklung nutzen? 
Ausgehend von diesen Fragen möchte ich in diesem Aufsatz ein Puzzle aus fünf Teilen 
zusammensetzen. Ich werde zunächst (1.) versuchen zu klären, was Technik selbst 
heute alles sein kann – und wie ihre Genese und Diffusion auf Prozesse des sozioöko-
nomischen Wandels zurückwirkt. Daran anschließend werde ich (2.) verschiedene Va-
rianten soziotechnischen Wandels voneinander unterscheiden und deren typische 
Charakteristika und Verlaufsformen skizzieren. In einer weiteren Vorabklärung nehme 
ich (3.) wesentliche soziale Träger des Wandels in den Blick: ihre Ausdifferenzierung, 
Handlungsorientierungen und Interaktionsmuster. Auf dieser Grundlage werde ich (4.) 
anhand der staatlichen Technologie- und Innovationspolitik herausarbeiten, über wel-
che Einwirkungs- und Gestaltungsmöglichkeiten die Politik in der ‚dizzy atmosphere‘ 
außerordentlicher technologischer Dynamiken und unübersichtlicher sozialer Hand-
lungsträgerschaften heute noch verfügt. Schließlich – darauf läuft alles hinaus – werde 
ich (5.) danach fragen, wie sich die technologie- und innovationspolitischen Gestal-
tungsmöglichkeiten und -erfahrungen für die politische Mitgestaltung einer nachhaltig-





Seit der Verabschiedung vom Technikdeterminismus ausgangs der achtziger Jahre 
(Lutz 1987) wird Technikentwicklung mit einigem Recht als sozialer Prozess begriffen, 
dessen konkrete Ausformungen maßgeblich von gesellschaftlichen Akteuren hervor-
gebracht und von vergleichsweise ergebnisoffenen sozialen Konstruktions-, Definiti-
ons- und Aushandlungsvorgängen geprägt werden (klassisch: Bijker et al. 1987; Bij-
ker/Law 1992; auch: Dierkes/Hoffmann 1992). Technik ist freilich, dies wurde mit der 
sozialkonstruktivistischen Wende in der Technikforschung lange Zeit unterschätzt, 
nicht bloß das kontingente Ergebnis sozialer Prozesse. Technologische Veränderun-
gen und neue Techniken wirken zugleich in vielfältiger Weise (re-)strukturierend auf 
soziale Zusammenhänge, auf gesellschaftliche und auch auf ökologische Reprodukti-
onsmuster zurück: Sie prägen Organisationsmuster und interorganisationale Bezie-
hungen, begründen neue Regulierungserfordernisse und üben einen mehr oder minder 
tiefgreifenden Veränderungsdruck auf vorhandene gesellschaftliche Institutionen und 
Systemstrukturen aus (Kitschelt 1991; Nelson 1994; Werle 2003; Dolata 2003).1 Tech-
nik ist also, dies ist als erstes festzuhalten, nicht nur soziales Konstrukt, sondern zu-
gleich ein prägender Einflussfaktor des sozioökonomischen Wandels und wirkt als 
solcher in z.T. sehr weitreichender Weise (re-)strukturierend auf soziale Handlungsbe-
dingungen und -erfordernisse zurück. 
Technik kann allerdings, dies ist als zweites zu berücksichtigen, vieles Verschiedenes 
sein. Technik – das sind heute nicht nur einzelne Artefakte oder zum Teil weitläufig 
vernetzte technische Systemarchitekturen, sondern auch Methoden, Verfahren oder 
Programme. Viele avancierte Techniken – Roboter, Software-Techniken oder Multi-
agentensysteme – lassen sich überdies nicht mehr auf eine passive Objektrolle festle-
gen, sondern ‚handeln‘ in der einen oder anderen Weise mit: Sie sind aktiv, interaktiv 
oder intelligent geworden und nicht mehr gänzlich in ihren Abläufen vorab festgelegt 
und kontrollierbar. Werner Rammert und Ingo Schulz-Schaeffer (2002; Rammert 2003) 
unterscheiden in ihrem Konzept gradualisierten Handelns dementsprechend verschie-
dene Techniken nach dem Grad ihres Mithandelns im Rahmen soziotechnischer Zu-
sammenhänge. 
Moderne Techniken differieren allerdings nicht nur in ihren technischen Ausprägungen 
und im Grad technischen Mithandelns substanziell voneinander, sondern variieren zu-
gleich in ihren möglichen sozialen Organisationsformen, Regulierungserfordernissen 
und Wirkungen. Großtechniken, technische Infrastruktursysteme, wissensbasierte 
Querschnittstechnologien oder individuell nutzbare Alltagstechniken unterscheiden sich 
in ihren technischen Spezifikationen wie in ihren sozioökonomischen Organisations-
formen und Wirkungen signifikant voneinander. Dies legt, auch mit Blick auf ihre politi-
sche Mitgestaltung und soziale Beherrschbarkeit, ebenfalls nahe, Techniken zu klassi-
fizieren und Techniktypen mit distinkten Eigenheiten und sozioökonomischen Rückwir-
kungen voneinander zu unterscheiden. 
                                                 
1 Das Auto beispielsweise prägt nicht nur die Verkehrsinfrastrukturen, Mobilitätsmuster und Le-
bensstile moderner Gesellschaften, sondern auch etwa deren städtische und ländliche Raum-
strukturen oder deren Industriestrukturen. Die Globalisierung der Finanzmärkte wäre ohne a-
vancierte Informations- und Kommunikationstechniken nicht denkbar. Die Gentechnik hat weit-
reichende (inter-)organisationale Restrukturierungen der Pharmaindustrie und neuartige politi-
sche Regelungsbedarfe ausgelöst. Das Internet schließlich wirkt restrukturierend auf den Han-
del und auf gesellschaftliche Konsummuster ebenso wie auf die Organisation staatlicher Ver-




Charles Perrow (1984, 1986) etwa hat in seinen Untersuchungen zu komplexen Orga-
nisationen und zur Störanfälligkeit von technischen Systemen eine einfache zweidi-
mensionale Typologie vorgelegt, die technische Systeme nach dem Grad ihrer Kopp-
lung (lose vs. eng) und ihrer Komplexität (komplexe vs. lineare Interaktion) unterschei-
det – und ihnen unterschiedliche, jeweils ‚passende‘ Governance-Strukturen zugewie-
sen.2 Ähnlich wie Perrow betont auch Herbert Kitschelt (1991), dass es eine enge 
Wechselbeziehung zwischen den charakteristischen Eigenheiten voneinander unter-
scheidbarer Techniktypen und jeweils dazu passenden (nationalen und sektoralen) 
Governance-Strukturen gibt. Die konkreten Verlaufsformen und Ausprägungen von 
neuen Techniken werden seines Erachtens zwar von den jeweiligen nationalen und 
sektoralen Bedingungen beeinflusst, unter denen sie entstehen und angeeignet wer-
den. Gleichzeitig üben neue Techniken allerdings einen mehr oder minder weitreichen-
den Veränderungsdruck auf die vorfindlichen institutionellen Strukturen aus, da sie zu 
ihrer effizienten Entwicklung und Nutzung nach neuen adäquaten Governance-Mustern 
verlangen. Seine vor allem auf sektorale Wandlungsprozesse bezogene These ist folg-
lich, „that technological features are one of the major factors shaping the institutions of 
industrial sectors“ (492): „Industrial sectors, identified by core technologies, efficiently 
operate only if governance structures match technological constraints.“ (468)  
An diese Überlegungen anknüpfend verfolge ich selbst seit geraumer Zeit die Idee, die 
soziökonomischen Wirkungen und Strukturierungsleistungen, die von der jeweiligen 
Technik ausgehen, über eine offen kombinierbare Typisierung mit den folgenden Klas-
sifizierungsmerkmalen zu erfassen (Dolata 2003: 93-102): 
- Größenordnungen, Komplexität und Kopplung. Handelt es sich um eine organisa-
tions- und kapitalintensive Großtechnik, um ein großräumig vernetztes technisches 
(Infrastruktur-)System oder um ein kleinformatiges und dezentral prozessierendes 
Technikfeld? 
- Reichweiten, Homogenität/Heterogenität. Handelt es sich um eine Technik mit ei-
nem klar eingrenzbaren Entstehungs- und Funktionsbezug oder um eine heterogen 
strukturierte Querschnittstechnologie, die in verschiedenen Zusammenhängen ent-
steht und in verschiedenen Sektoren jeweils spezifisch genutzt werden kann? 
- Grad der Wissensbasiertheit. Handelt es sich um ein auf akademischer Grundla-
genforschung aufbauendes wissensbasiertes Technikfeld oder um eine praxis-
orientierte, auf anwendungsnahem Ingenieurwissen gründende Technik? 
- Grad des technischen Mithandelns. Handelt es sich um eine passive, auf ihre rei-
ne Objektrolle reduzierbare Technik oder um eine aktive, interaktive oder transakti-
ve Technologie, in der Handlungsträgerschaft auf menschliche und nichtmenschli-
che Instanzen verteilt ist? 
                                                 
2 Während seines Erachtens eng gekoppelte Systeme mit linearen Interaktionen (z.B. der 
Schienen- und Schiffstransport, der Betrieb von Staudämmen) zentralisierte Organisationsfor-
men nahe legen, verlangen lose gekoppelte Systeme mit komplexen Interaktionen (z.B. indus-
trielle Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten) nach dezentralisierten Koordinationsnetzwer-
ken. Vergleichsweise offen, sowohl zentralisier- als auch dezentralisierbar, sind die Organisati-
onsmuster in lose gekoppelten Systemen mit linearer Interaktion (z.B. Fließbandproduktion oder 
Produktionsprozesse in verarbeitenden Industrien). Organisatorisch kaum adäquat beherrsch-
bar und mit einem entsprechend hohen Katastrophenpotential ausgestattet sind dagegen sei-




- Nutzungsmuster und -voraussetzungen. Handelt es sich um eine individuell und 
eigenwillig nutzbare Alltagstechnik, eine nur industriell verwendbare Investitionsgü-
tertechnik oder eine Großtechnik, die sich individueller Handhabung und Umnut-
zung völlig entzieht? 
- Eingriffstiefe und Entwicklungsdynamik. Handelt es sich um ein paradigmatisch 
neues Technikfeld, in dessen Umfeld radikale Innovationen mit weitreichenden so-
zioökonomischen Wirkungen hervorgebracht werden, oder um eine bereits etablier-
te Technik mit inkrementellen Verlaufsformen? 
Die Beantwortung dieser Fragen lässt erste Rückschlüsse auf die sozioökonomische 
Konstitution neuer Techniken zu. Meine These ist, dass sich entlang dieser Klassifizie-
rungsmerkmale für jede Technik distinkte Strukturmerkmale identifizieren lassen, die in 
unterscheidbarer Weise filternd und sortierend auf die dort möglichen Organisationsal-
ternativen, Interaktionsformen und Institutionalisierungsmuster zurückwirken. So lassen 
sich z.B. kapital- und organisationsintensive Großtechniken oder große technische Inf-
rastruktursysteme nicht derart dezentral und marktförmig entwickeln, organisieren und 
betreiben wie kleinformatige und anwendungsoffene neue Querschnittstechnologien. In 
neuen wissensbasierten Technikfeldern sind akademisch-industrielle Interaktionsbe-
ziehungen weitaus typischer als in Technikfeldern, die vornehmlich auf anwendungs-
orientiertem Ingenieurwissen basieren. Anders als in bereits etablierten Technikfeldern 
provozieren paradigmatisch neue Technikfelder in aller Regel nicht nur signifikante in-
dustrielle Anpassungs- und Restrukturierungsprozesse, sondern verlangen auch nach 
neuartigen rechtlichen Regelungen und politischen Gestaltungsansätzen. Individuell 
verwendbare Alltagstechniken schließlich werden in weit stärkerem Maße von ihrer ei-
genwilligen (Um-)Nutzung durch die privaten Konsumenten mitgeprägt als etwa kon-
sumferne Groß- oder Investitionsgütertechniken. 
Kurzum: Je nach dem Typ der Technik, um den es geht, variieren die Akteurfiguratio-
nen und Interaktionsbeziehungen, Regelungsbedarfe und Institutionalisierungsmuster 
signifikant voneinander. Die spezifischen Strukturmerkmale einer Technik tragen zur 
Ausprägung distinkter sozioökonomischer Handlungs-, Organisations- und Institutiona-
lisierungskorridore bei und begrenzen die Wahlmöglichkeiten der involvierten Akteure 
zwischen grundsätzlich vorhandenen Gestaltungsoptionen und -alternativen.3 Dem hat 
auch die politische Einflussnahme auf neue Techniken und den technischen Wandel 
Rechnung zu tragen: Sie muss, soll sie nicht ins Leere laufen, zur Technik, um die es 
jeweils geht, passen. 
 
                                                 
3 Mit dem Begriff des Korridors wird freilich zugleich betont, dass spezifische Techniktypen dies 
keineswegs in determinierender Weise tun. Sie lassen Spiel-Räume für soziale Suchprozesse 
nach geeigneten Organisations-, Interaktions-, und Institutionalisierungsformen, die immer auch 
innerhalb eines Technikfeldes, etwa von Unternehmen zu  Unternehmen oder von Land zu 
Land, variieren – wenn auch nicht in völlig beliebiger Weise. Hinzu kommt, dass Techniktypen 
keine statischen und ahistorischen Gebilde sind, sondern selbst einem permanenten, von Fall 
zu Fall mehr oder minder ausgeprägten technischen und sozialen Veränderungsdruck unterlie-
gen. Sie entstehen, werden reproduziert und modifiziert über rekursive Wechselspiele zwischen 
neuen technischen Möglichkeiten und sozioökonomischen Such-, Selektions- und Aneignungs-
prozessen. Mit den insbesondere im Zuge tiefgreifender technologischer Umbrüche ausgelös-
ten Veränderungen charakteristischer Eigenheiten eines Techniktyps modifizieren sich daher 






Technik ist also nicht gleich Technik. Und technischer Wandel ist nicht gleich techni-
scher Wandel. Auch dessen Reichweiten und Verlaufsformen können beträchtlich vari-
ieren. In der innovationsökonomischen Forschung werden daher verschiedene Typen 
technischen und damit verbundenen sozioökonomischen Wandels voneinander unter-
schieden, von denen in unserem Zusammenhang die letzten beiden besonders inte-
ressant sind (Freeman/Perez 1988; Henderson/Clark 1990): 
- Inkrementelle Innovationen (incremental innovations), die kontinuierlich in jedem 
Industrie- bzw. Dienstleistungssektor entstehen und deren Produkte verbessern 
bzw. Produktivität erhöhen, allerdings nur geringe Effekte sowohl auf den Wandel 
der vorhandenen Produkte und Verfahren als auch auf die etablierten Industrie-
strukturen, Regulierungserfordernisse und Governancemuster haben. Der Kataly-
sator für Autos ist hierfür eins von zahllosen Beispielen. 
- Architektonische Innovationen (architectural innovations), die die Gesamtarchitek-
tur vorhandener Produkte neu konfigurieren, deren einzelne technische Komponen-
ten dagegen nicht oder nur geringfügig verändern, damit etablierte Marktführer un-
ter Anpassungsdruck setzen und zugleich Spielräume für neue Unternehmen 
schaffen. Der Wandel von Kopiergeräten zu Massenprodukten ist ein solcher Fall. 
- Radikale Innovationen (radical innovations), die eher diskontinuierlich entstehen, 
ungleich über verschiedene Sektoren verteilt sind, durchaus strukturelle Effekte, 
etwa in Form der Entstehung neuer Märkte oder Firmen auslösen, die allerdings, 
solange sie sich nicht zu einem größeren Cluster an Innovationen verdichten, in ih-
ren sozioökonomischen Wirkungen begrenzt bleiben. Die Entwicklung von Nylon 
oder der Anti-Babypille sind Beispiele für derartige Innovationen. 
- Wandel technologischer Systeme (changes of technology system), deren Aus-
gangspunkte weitreichende Umbrüche eines Technikfeldes durch eine größere 
Zahl radikaler Innovationen sind, welche die Strukturen mehrerer Industriesektoren 
berühren oder die Herausbildung neuer Sektoren begünstigen und die involvierten 
Akteure zu signifikanten organisationalen, strategischen und institutionellen Anpas-
sungsprozessen zwingen. Petrochemische Innovationen, m.E. aber auch die neue 
Biotechnologie zählen dazu. 
- Technologische Revolutionen (changes in techno-economic paradigm) schließlich, 
die in ihren Wirkungen so weitreichend sind, dass sie nicht nur zu einer Vielzahl 
neuer Produkte, Dienstleistungen und Industrien führen, sondern direkt oder indi-
rekt nahezu jeden Industriezweig berühren und zu ihrer Entwicklung und Nutzung 
eines neuen Set an (inter)organisationalen, regulativen und institutionellen Gover-
nancestrukturen benötigen. Neue universell einsetzbare Informations- und Kom-
munikationstechnologien gelten hierfür als paradigmatischer Fall. 
Seit dem Übergang von den siebziger zu den achtziger Jahren wird der soziotechni-
sche Wandel von einer solchen Phase tiefgreifender technologischer Umbrüche mit 
weitreichenden sozioökonomischen Rückwirkungen geprägt. In ihrem Zentrum stehen 
zwei paradigmatisch neue Technologiecluster: Zum einen und vor allem anderen neue, 
universell verwend- und vernetzbare digitale Informations- und Kommunikationstechno-
logien, die dem seltenen Typ technologischer Revolutionen zuzurechnen sind, welche 
„not only revolutionize just one leading economic sector but transform the entire eco-
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nomy and ultimately the rest of society as well“ (BRIE-IGCC E-conomy Project 2001: 
3). Und zum anderen die neue Biotechnologie, mit deren Methoden und Verfahren die 
zuvor nicht denkbare gezielte Rekombination biologischen Materials ermöglicht wird, 
deren sozioökonomische Wirkungen allerdings längst nicht so weitreichend und bislang 
auf die medizinische Forschung und Pharmaindustrie, die Landwirtschaft, Agrochemie 
und Lebensmittelproduktion begrenzt sind (Dolata 1996). Pervasive Informatisierung 
der Gesellschaft und gezielte Rekombination der Natur – dies sind die m.E. wesentli-
chen Signaturen des gegenwärtigen soziotechnischen Wandels. 
Welche Charakteristika und Verlaufsformen sind typisch für derartige Phasen radikalen 
Wandels? 
Für beide Technologiecluster lassen sich wie für jede andere Technik auch historisch 
verschiedene soziotechnische Entwicklungsstadien mit jeweils distinkten wissenschaft-
lich-technischen Prägefaktoren und sozioökonomischen Kernkonstellationen identifizie-
ren (Weyer et al. 1997). Die Genese beider Technikfelder reicht bis in die vierziger Jah-
re zurück; der Übergang von den siebziger zu den achtziger Jahren markiert in beiden 
Fällen den entscheidenden Entwicklungssprung: In dieser Zeit beginnt sowohl die ful-
minante ökonomischen Diffusion und gesellschaftliche Verbreitung neuer Informations- 
und Kommunikationstechniken als auch die anwendungsorientierte kommerzielle Nut-
zung neuer biotechnologischer Methoden und Verfahren. Die Entwicklungsgeschichte 
neuer Technikfelder lässt sich allerdings nicht als lineare und zeitlich sequenzialisierba-
re, von klaren Schnittstellen geprägten Abfolge von der Grundlagenforschung über die 
angewandte Forschung und experimentelle Entwicklung bis hin zur industriellen Diffu-
sion modellieren, wie sie traditionelle Kaskadenmodelle unterstellt haben (Bush 1945). 
Oft basiert auch radikaler technischer Wandel gar nicht auf grundlagenorientiertem 
Wissen. In vielen Fällen ist es typischer, „that the technology, or a primitive version of 
it, came first, and the ‚science‘ or engineering discipline developed to support it.“ (Nel-
son 1993: 7; Mokyr 2002)4 Und auch in neuen hochgradig wissensbasierten Technolo-
giefeldern (wie der Bio- oder auch der Nanotechnologie) gibt es keine klaren Schnitt-
stellen und Übergabepunkte etwa zwischen akademischer Forschung, industrieller 
Entwicklung, politischer Regulierung und gesellschaftlicher Nutzung: Die sukzessive 
industrielle Erschließung und Aneignung neuer technischer Möglichkeiten geht hier 
auch über längere Zeiträume mit einer anhaltend hohen Bedeutung grundlagenorien-
tierter Forschung, einer entsprechend hohen Intensität akademisch-industrieller Koope-
rationsbeziehungen, einer permanenten Neujustierung ihrer regulativen Einfassung 
durch die Politik und vergleichsweise verlaufsoffenen Suchprozessen nach gesell-
schaftlichen Verwendungsmöglichkeiten einher (Schmoch 1996). Nicht lineare Stufen-
abfolgen mit klaren Übergabepunkten, sondern unsaubere Schnittstellen, intensive In-
terpenetrationen und rekursive Schleifen zwischen den verschiedenen Ebenen des 
                                                 
4 Benn Steil, David G. Victor und Richard R. Nelson (2002: 9) betonen, „that science played es-
sentially no role in the emergence of steam power and the technological revolution that it 
caused in the late eighteenth century; nor did basic science play much role in the emergence of 
industrial steelmaking in the nineteenth century and the industrial revolution that it gave rise to 
in areas such as railroad transport. Rather, science and technology often ran in the opposite di-
rection – the invention of the steam engine, for example, helped to create the field of modern 
thermodynamics. Today, even though organized science is playing a central role in biotechnol-
ogy, medicine, chemicals, and semiconductors, a good deal of technological change in these 




Forschungs-, Innovations-, Institutionalisierungs- und Verwendungsprozesses prägen 
die Verlaufsformen des Wandels (Braun-Thürmann 2005).5 
Hinzu kommt, das auch qualitative technologische Entwicklungssprünge keineswegs 
mit einmaligen und radikalen sozioökonomischen Umbrüchen in kurzen Fristen einher-
gehen, sondern längere „periods of mismatch“ (Dosi et al. 1988: 11) anstoßen, in de-
nen sich etablierte Unternehmen und Industriesektoren sukzessive rekonfigurieren, 
neue Firmen, Branchen und Marktsegmente entstehen, Organisationsstrukturen, Koo-
perations- und Konkurrenzmuster verändern, Konsumpräferenzen verschieben und po-
litische Förder- und Regulierungsansätze erneuern. Am Ende eines solchen, mehrere 
Jahrzehnte umspannenden Prozesses sind die mit ihm einhergegangenen technischen 
und sozioökonomischen Veränderungen außerordentlich – allerdings nicht als Ergeb-
                                                 
5 Ich möchte dies für die Biotechnologie konkretisieren, für die sich m.E. bislang drei soziotech-
nische Entwicklungsphasen voneinander unterscheiden lassen (Dolata 2003). In der ersten 
Phase zwischen Mitte der vierziger und Ende der sechziger Jahre wurden die theoretischen 
Grundlagen für den praktischen Einsatz neuer Techniken genetischer Manipulation geschaffen. 
Diese Phase wurde eindeutig dominiert von der akademischen Grundlagenforschung, die vor 
allem in den Vereinigten Staaten sehr früh durch entsprechende staatliche Förderprogramme 
im Rahmen der Gesundheitsforschung unterstützt wurde. Industrielle Akteure und kommerzielle 
Interessen spielten in dieser Periode noch keine nennenswerte Rolle. In der zweiten Phase (die 
siebziger Jahre) begann der Übergang von rein grundlagenorientierter Forschung zur experi-
mentellen Praxis genetischer Manipulation. Damit einher gingen (vornehmlich wiederum in den 
USA) erste innerakademische Diskussionen über die möglichen Risiken der Technik, erste 
staatliche Rechtsetzungsaktivitäten und – ab der zweiten Hälfte des Jahrzehnts – eine erste 
Gründungswelle spezialisierter Biotechnologiefirmen. Anfang der achtziger Jahre schließlich 
begann die dritte Phase der kommerziellen Erschließung und Diffusion des neuen Technikfel-
des – allerdings nicht in der Form einer schlichten Ablösung grundlagenorientierter For-
schungsaktivitäten und Abschöpfung akkumulierter akademischer Wissensbestände durch die 
Industrie, sondern als rekursiver Prozess, der auch heute noch von intensiven Interpenetratio-
nen und Rückkoppelungen zwischen Grundlagenforschung, Anwendungsorientierung und 
Kommerzialisierung geprägt ist. Neben zahllosen neugegründeten Biotechnologiefirmen haben 
sich seit den achtziger Jahren die etablierten Konzerne der pharmazeutischen und agrochemi-
schen Industrie zu wesentlichen Trägern des Kommerzialisierungsprozesses entwickelt. Die 
Förderung der biotechnologischen Forschung und Innovationstätigkeit sowie die Etablierung 
rechtlicher Rahmenbedingungen sind ins Zentrum der staatlichen Technologie-, Innovations- 
und Rechtsetzungspolitiken gerückt. Die akademische Wissenschaft hat ihren zuvor autono-
men, von Industrie und Gesellschaft weitgehend abgeschotteten Status verloren. Und die kon-
troversen Beurteilungen dieser Technik haben langanhaltende gesellschaftliche Auseinander-
setzungen um die Chancen und Risiken dieses Technikfeldes ausgelöst. Im Zuge des Diffusi-
onsprozesses haben neue biotechnologische Methoden, Verfahren und Techniken allerdings 
keineswegs konventionelle Techniken, Forschungs- bzw. Entwicklungsmethoden und Herstel-
lungsverfahren abgelöst und zu einer radikalen Entwertung bestehenden know-hows geführt, 
sondern sind als neue Forschungswerkzeuge und Produktionsverfahren sukzessive in beste-
hende Abläufe integriert worden. Nicht die Ablösung alter durch neue Technik oder – weiter 
formuliert – eines alten durch ein neues Paradigma prägt den Innovationsprozess in den wichti-
gen Anwendungsbereichen der neuen Biotechnologie, sondern ihre Integration und Kumulation. 
Darüber hinaus hat die industrielle Nutzung des Technikfeldes mit der Etablierung einer großen 
Zahl neuer Biotechnologiefirmen, weitreichenden organisationalen und strategischen Neuaus-
richtungen etablierter Großunternehmen oder dem signifikanten Wachstum neuartiger Formen 
innerindustrieller und akademisch-industrieller Kooperationsbeziehungen zwar beträchtliche 
Restrukturierungsprozesse in den betroffenen Industriebranchen, vor allem in der Pharmain-
dustrie ausgelöst. Sie hat jedoch keinen eigenständigen neuen Industriezweig mit neuen Akteu-
ren und neuen Märkten etabliert. Und sie hat auch die etablierten Industriestrukturen weder in 
der Pharma- noch in der Agrochemieindustrie radikal verändert: Die etablierten Großunterneh-
men sind seit den achtziger Jahren zwar unter einen beträchtlichen Restrukturierungsdruck ge-





nis eines einmaligen und radikalen Bruchs, sondern als Resultat langgestreckter, un-
eindeutiger und fehlerbehafteter technischer, ökonomischer und sozialer Such-, Selek-
tions- und Readjustierungsvorgänge, die alles andere als voraussehbare Verlaufsfor-
men annehmen (Mokyr 2002). 
Unsicherheit und Uneindeutigkeit prägen dementsprechend nicht nur frühe Phasen der 
Technikgenese (z.B. in der Informations-, der Bio- oder der Nanotechnologie), die sich 
typischerweise eher durch diffuse Technikleitbilder und -visionen als bereits durch prä-
zise Herstellungs- und Verwendungsmuster auszeichnen (Hellige 1993): In ihnen wird 
noch gar nichts geschlossen oder verfestigt, sondern im Gegenteil zunächst ein weites, 
unübersichtliches, noch weniger an technischen Machbarkeiten als an allgemeinen 
Wünschbarkeiten ausgerichtetes Feld möglicher Anwendungen und Entwicklungsrich-
tungen eröffnet. Auch in späteren Phasen der Technikentwicklung und -diffusion wer-
den ihre weiteren Ausformungen nicht nur allgemein von fortbestehenden Uneindeutig-
keiten, sondern auch sehr konkret von oft substanziellen Veränderungen im Design 
und der Verwendung neuer Produkte und Verfahren noch während ihres Entwicklungs-
, Herstellungs- und Verwendungsprozesses geprägt (Freeman 1994). Erst spät, über 
konkrete Technisierungsprojekte und selektierende Teilschließungen stabilisieren sich 
funktionierende Produktions- und Nutzungsmuster, verfestigen sich neue soziotechni-
sche Entwicklungspfade und verstärken sich „effects of irreversibility“ (Wieland 2000: 4; 
David 2000).  
Auch wenn sich im Lauf der Zeit neue Technologiecluster mit erkennbaren Richtungen, 
Pfadabhängigkeiten und Irreversibilitäten herausbilden, lassen sich die hier skizzierten 
Verlaufsformen des Wandels kaum als gerichtet oder planbar im Sinne einer intentio-
nalen Steuerung bezeichnen. Die sukzessive Verfestigung und zunehmende Irreversi-
bilität neuer soziotechnischer Entwicklungspfade ist vielmehr das kontingente Ergebnis 
langgestreckter Such- und Selektionsvorgänge, die von uneindeutigen wissenschaft-
lich-technischen Dynamiken geprägt und von zahlreichen gesellschaftlichen Akteuren 
mit je eigenen Interessen und eigenwilligen Handlungslogiken getragen werden. Und 
selbst bei diesen lock-ins handelt es sich, nimmt man wiederum die Entwicklung neuer 
Querschnittstechnologien in den Blick, oft um labile und temporäre Verfestigungen, die 
immer wieder durch neue Öffnungen und Alternativen, überraschende technische 
Sackgassen oder Durchbrüche, aber auch etwa durch aufbrechende gesellschaftliche 
Kontroversen in Frage gestellt werden können.  
Bezogen auf die Frage nach den politischen Gestaltungsmöglichkeiten des Wandels 
heißt all dies: Entscheidungen über künftige forschungs- und technologiepolitische 
Förderschwerpunkte, institutionelle oder rechtliche Rahmensetzungen sind unter Be-
dingungen zu treffen, die nicht bloß uneindeutig sind – sowohl die weitere Entwicklung 
neuer Technikfelder als auch die mit seiner Nutzung möglicherweise verbundenen (ö-
kologischen und sozialen) Folgewirkungen sind alles andere als valide prognostizierbar 
–, sondern zudem einem dynamischen Wandel unterliegen, der auch unterhalb der 
Grundsatzentscheidung, ein Technikfeld zu fördern, permanent neue Themen und Ent-
scheidungszwänge konstituiert, immer wieder bereits getroffene Entscheidungen er-
neut auf den Prüfstand setzt und überdies von gesellschaftlichen Debatten mit oft un-





Es ist eine Binsenwahrheit, dass in die Genese, Entwicklung, Regulierung und Nutzung 
neuer Technikfelder zahlreiche soziale Akteure mit je spezifischen Kompetenzen, Inte-
ressen und Handlungsorientierungen involviert sind. Neue Techniken können in den 
Nischen subkultureller Communities, im Rahmen militärischer Projekte, in akademi-
schen Forschungszusammenhängen oder auch in der Industrie entstehen, entwickeln 
sich zu marktgängigen und realitätsmächtigen Artefakten, Systemen, Verfahren oder 
Programmen vor allem im Zusammenhang industrieller Forschungs-, Entwicklungs- 
und Produktionsprozesse, werden mitbefördert und reguliert durch staatliche Techno-
logie- und Rechtsetzungspolitiken oder durch staatlich geförderte Großprojekte, unter-
liegen mehr denn je dem kritischen Blick der Öffentlichkeit und werden von ihren Nach-
fragern – v.a. industriellen Anwendern und privaten Konsumenten – oft sehr eigenwillig 
verwendet und umgenutzt. Auch in der akteurzentrierten Betrachtung lassen sich 
wirkmächtige, intentional steuernde Zentren des soziotechnischen Wandels heute we-
niger denn je ausmachen: An der Ausprägung neuer Techniken und neuer soziotech-
nischer Entwicklungspfade sind zahlreiche Akteure in im Zeitablauf wechselnden Figu-
rationen beteiligt. 
In den vergangenen zwanzig Jahren haben sich die involvierten außerstaatlichen Ak-
teure ausdifferenziert, ihre Interaktionsbeziehungen verdichtet und ihre Handlungs-
orientierungen z.T. signifikant gewandelt. Ich möchte, schon mit Blick auf die anschlie-
ßend zu erörternden Möglichkeiten (und Grenzen) einer politischen Mitgestaltung des 
soziotechnischen Wandels, fünf meines Erachtens besonders relevante Veränderun-
gen, die diese ‚period of mismatch‘ hervorgebracht hat, hervorheben und kurz skizzie-
ren. 
1. Internationalisierung. Die Innovationsverläufe und die industrielle Innovationstätigkeit 
haben sich in den vergangenen zwei Jahrzehnten substanziell internationalisiert und 
den vormals engen Zusammenhang von (groß-)industrieller Technikentwicklung, natio-
nalen Referenzrahmen und nationalstaatlichen Politiken zwar noch keineswegs aufge-
löst, aber doch erkennbar gelockert (Rammert 1997). Der Innovationswettbewerb er-
folgt vor allem in neuen Hochtechnologiesektoren zunehmend im Rahmen international 
ausgetragener Konkurrenzen um Forschungs-, Entwicklungs-, Produktions- und Ver-
marktungsvorsprünge. Technikbezogene Kooperationsbeziehungen haben heute 
ebenfalls oft einen dezidiert internationalen Zuschnitt. Und auch die Forschungs- und 
Entwicklungstätigkeit der Unternehmen selbst hat sich sukzessive international ausdif-
ferenziert. Insbesondere Großunternehmen betreiben im Ausland heute auch Spitzen-
forschung in konzerneigenen Forschungs- und Entwicklungszentren – und nicht mehr 
vornehmlich Entwicklungsarbeiten, mit denen im Heimatland entwickelte Produkte und 
Verfahren lediglich an die spezifischen Erfordernisse der jeweiligen Zielmärkte ange-
passt werden (Belitz 2004). Internationalisierung meint allerdings auch in neuen Hoch-
technologiesektoren nicht umstandslose Globalisierung, sondern Clusterbildung, also 
starke (und zunehmende) regionale Konzentration entsprechender Aktivitäten auf sehr 
wenige internationale Spitzenzentren der Forschung und Lead Markets (Gerybadze et 
al. 1997; Asheim/Gertler 2005). 
2. New Entrants. Forschungsintensive und technologieorientierte start-up-Firmen, lan-
ge Zeit vornehmlich ein US-amerikanisches Phänomen, haben sich in den neunziger 
Jahren auch in Westeuropa neben international tätigen Großunternehmen als eigen-
ständiger neuer Unternehmenstyp etablieren können, der aus dem industriellen Inno-
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vationsprozess vor allem im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnik und 
der Biotechnologie nicht mehr wegzudenken ist (Mowery/Nelson 1999). Obgleich der 
weit überwiegende Teil der industriellen Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen 
nach wie vor auf die Großunternehmen entfällt und nur ein sehr geringer Teil neuer 
Firmen tatsächlich erfolgreiche Spitzenforschung betreibt, sind New Entrants oft die Pi-
oniere und frühen Impulsgeber, die die kommerzielle Nutzung neuer technologischer 
Möglichkeiten anstoßen. Als risikobereite, forschungsintensive und nach unkonventio-
nellen Verwertungsmöglichkeiten suchende Einheiten stimulieren die innovativen Kern-
firmen dieses Unternehmenstyps nicht nur den industriellen Innovationsprozess selbst, 
sondern sind zugleich zu wichtigen externen Impulsgebern und flexibel handhabbaren 
Kooperationspartnern der Großindustrie geworden (Parker 1999). 
3. Kooperationsorientierung und Vernetzung. Die außerordentlichen Dynamiken der 
Wissensgenerierung, die enge Kopplung und zunehmende Grenzverwischung von 
Grundlagen- und Anwendungswissen, die wachsende Multidisziplinarität und Hetero-
genität der Wissensgenerierung und Technikentwicklung, die limitierten und oft kom-
plementären Ressourcen innovierender Unternehmen, der schnelle technische Wandel 
und die damit verbundenen hohen unternehmensstrategischen Unsicherheiten und 
Marktintransparenzen lassen sich auch im Organisationsrahmen von Großunterneh-
men, allein über den Aufbau starker inhouse-Kapazitäten, heute kaum noch verarbei-
ten – und haben zu einer systematischen Kooperationsorientierung des Wirtschafts-
sektors geführt (Hagedoorn et al. 2000). Die kann, je nach Branche und Technikfeld, 
sehr verschiedene Ausprägungen annehmen: Dazu zu zählen sind etwa Kooperatio-
nen zwischen Herstellern, Zulieferern und Anwenderunternehmen (wie z.B. in der Au-
tomobilindustrie oder dem Maschinenbau), großindustrielle Konsortien mit zahlreichen 
Unterauftragnehmern (in der Luft- und Raumfahrtindustrie) sowie Kooperationen zwi-
schen Großunternehmen und technologieorientierten start-ups oder akademisch-
industrielle Zusammenarbeiten (in neuen Hochtechnologiesektoren wie der Biotechno-
logie). Typisch ist allemal: Industrielle Forschung, Technikentwicklung und -produktion 
findet in wachsendem Maße „in the interstices between firms, universities, research 
laboratories, suppliers, and customers“ statt: „The locus of innovation will be found in 
networks of learning, rather than in individual firms.“ (Powell et al. 1996: 118, 116; 
Freeman 1991; Rammert 1997; mit Blick auf die Grenzen von Netzwerken: Dolata 
2001; Hirsch-Kreinsen 2002) 
4. Außerstaatliche Selbstorganisation. Typisch für die kooperative industrielle Technik-
entwicklung, aber auch für wissenschaftliche Forschungszusammenhänge ist, dass es 
sich in der Regel um Formen industrieller, akademischer oder auch akademisch-
industrieller Selbstorganisation handelt, in deren Entstehung, Organisation und Ar-
beitsweise staatliche Instanzen nicht oder nur marginal involviert sind. Dies ist wieder-
um besonders augenfällig in den neuen Hochtechnologiesektoren, in denen die For-
schung und Technikentwicklung von den Aktivitäten einer großen Zahl außerstaatlicher 
Akteure in schnell wechselnden Konstellationen vorangebracht wird: dezentral, interna-
tional, kooperationsintensiv, marktbezogen und staatsfern. Anders als bei der Förde-
rung von Großtechnologien tritt der Staat in diesen Fällen weder als unabkömmlicher 
Finanzier und Förderer noch als koordinierende Klammer oder als (exklusiver) Groß-
abnehmer dieser Technologien auf. Und er hat es in den meisten der neuen Fälle nicht 
mehr mit einer überschaubaren Zahl gut eingeführter außerstaatlicher Akteure als Ad-
ressaten seiner Politik zu tun, sondern mit einer unübersichtlichen Gemengelage hete-
rogener Akteure und fluider Netzwerke  (Grande 1994). 
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5. Öffentlichkeit. Schließlich hat sich auch die öffentliche Wahrnehmung neuer Techno-
logien in den vergangenen zwei Jahrzehnten bemerkenswert gewandelt: Nahezu jede 
neue Technik wird heute als ambivalent wahrgenommen, auf die eine oder andere 
Weise öffentlich diskutiert und eigenwillig genutzt (vgl. Bauer 1995; Bauer/Gaskell 
2002; Hampel/Renn 1999). Typisch ist, dass sowohl das gesellschaftliche Unbehagen 
an neuer Technik als auch ihre eigenwillige Nutzung heute nicht mehr nur von klar fo-
kussierten und gut organisierten Massenbewegungen (wie etwa im Rahmen der Anti-
AKW- oder der Ökologiebewegung der siebziger und achtziger Jahre), Nichtregie-
rungsorganisationen oder Verbänden (wie z.B. Verbraucher- oder Umweltschutzorga-
nisationen), sondern oft von nicht-organisierten und kaum institutionalisierten kollekti-
ven Akteuren getragen wird. Dies sind Bürger und Wähler, Nutzer und Verbraucher, 
die als Individuen bedeutungslos und als Organisationen nichtexistent sind, die jedoch 
dann, wenn sie wie auch immer motivierte, als Massenphänomen auftretende gemein-
same Problemperzeptionen oder Nutzungspräferenzen ausbilden, nicht mehr bloß 
passive Adressaten neuer technischer Angebote bleiben, sondern zu aktiven Einfluss-
faktoren auf Technisierungsprozesse oder technikbezogene politische Regelungsbe-
darfe werden können: Entweder als eigenwillige Nutzer und selektierende Konsumen-
ten neuer technischer Angebote oder als technikskeptische Bürger, die neue wissen-
schaftlich-technische Entwicklungsrichtungen mehrheitlich und stabil nicht (oder nur 
eingeschränkt) akzeptieren.  
Unter den hier skizzierten Bedingungen  läuft die lange Zeit von der Politik (und auch 
von der politikwissenschaftlichen Forschung) gepflegte „Konzeption des kohärenten 
und von außen in Wirtschaft und Gesellschaft intervenierenden Staates“ (Simonis 
1992: 18) und mit ihr die „Vorstellung, der Staat würde den technischen Fortschritt gar 
‚steuern‘“ (Meyer-Krahmer 1999: 45), ins Leere (Grimmer et al. 1992; Martin-
sen/Simonis 1995; Grimmer et al. 1999; Simonis et al. 2001). Der Staat ist im techno-
logischen Geschehen ganz offenkundig nur ein Mitspieler neben gewichtigen anderen. 
Seine gestaltenden Eingriffsmöglichkeiten sind heute mehr denn je darauf beschränkt, 
Rahmen zu setzen für in weiten Teilen selbstorganisierte und eigendynamische, we-
sentlich durch außerstaatliche Akteure geprägte Forschungs-, Entwicklungs-, Produkti-
ons- und Verwendungskontexte neuer Technologien. Den Gang der technischen Ent-
wicklung selbst, die Richtungen der akademischen Forschung oder die industriellen In-
novationsprozesse substanziell beeinflussen oder gar gezielt steuern – das kann die 
Politik nicht. Das war aber schon immer eine große Illusion: Auch die siebziger und 
achtziger Jahre lassen sich, betrachtet man die Handlungsebene, nicht als Ära aktiver 
und impulssetzender politischer Techniksteuerung beschreiben (Stucke 1993). 
Die Denationalisierung von Innovationsverläufen, die sich vor allem als auf wenige Re-
gionen konzentrierte Internationalisierung der industriellen Innovationsaktivitäten und -
konkurrenzen darstellt, wirkt zudem in hohem Maße fokussierend auf die verbliebenen 
Gestaltungsmöglichkeiten der staatlichen Politik zurück. Im Zuge der Internationalisie-
rung verzahnen sich nationale und regionale Standorte nicht nur miteinander, sondern 
werden zugleich in ausspielbare Konkurrenzverhältnisse zueinander gesetzt. Unter 
diesen Bedingungen stehen die Nationalstaaten unter Druck, in erster Linie als Wett-
bewerbsstaaten zu agieren, die mit anderen Ländern um Investitions- und Standortent-
scheidungen heimischer wie ausländischer Unternehmen (und auch Wissenschaftler) 
konkurrieren (Jessop 2002) und ihnen dazu möglichst attraktive Innovationsumfelder – 
exzellente Forschungsbedingungen, hoch entwickelte Produktionsstrukturen und zu-
kunftsweisende Märkte – anzubieten haben (Archibugi/Iammarino 1999).  
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Hinzu kommt, dass der Staat es heute zwar auch noch, aber nicht mehr ausschließlich 
mit einer überschaubaren Zahl heimischer Konzerne und Mittelständler als Adressaten 
seiner Politik zu tun hat. Er hat vielmehr politische Anreize und Rahmenbedingungen 
für die Standortwahl zunehmend international operierender heimischer wie ausländi-
scher Großunternehmen zu schaffen, für die sich traditionelle Standortbindungen z.T. 
erkennbar relativiert haben. Er hat überdies Förderstrategien für neue, instabile und 
verbandspolitisch oft kaum visible Sektoren junger Technologiefirmen zu entwickeln, 
deren Bedeutung sowohl für den Innovationsprozess selbst als auch als Standortfaktor 
zugenommen hat. Und er hat dem Umstand Rechnung zu tragen, dass industrielle In-
novationsprozesse (und auch die akademische Forschung) heute nicht mehr von ein-
zelnen Organisationen getragen werden, sondern zunehmend im Rahmen weitgehend 
selbstorganisierter, oft über nationale Zusammenhänge hinausreichender Kooperati-
onsbeziehungen stattfinden (Grande 1994). 
Schließlich ist die Politik (und auch die Industrie) heute mit einer kritischen Öffentlich-
keit konfrontiert, die den technologischen Wandel nicht mehr per se akzeptiert, sondern 
neue Techniken kontrovers diskutiert, eigenwillig nutzt und z.T. auch zurückweist. Die 
Politik ist damit nicht nur als Förderin attraktiver Rahmenbedingungen für die Wirtschaft 
und Wissenschaft am eigenen Standort gefordert, sondern steht zugleich als Modera-
torin gesellschaftlicher Technikkontroversen in der Pflicht. Und sie hat darüber hinaus 
insbesondere in kontrovers beurteilten und mit (potenziellen) Risiken behafteten Tech-
nikfeldern für Transparenz, hohe Sicherheitsstandards, Verbraucherschutz und Bür-
gerbeteiligung an umstrittenen Vorhaben zu sorgen, wenn sie nicht politische Legitima-
tionsprobleme heraufbeschwören will (Hennen 1996). 
 
4. Politik 
Das bis hierhin entfaltete Puzzle eines ebenso tiefgreifenden wie uneindeutigen sozio-
technischen Wandels, der zunehmend international verläuft, von einer Pluralisierung 
sozialer Handlungsträgerschaften geprägt ist und sich maßgeblich im Rahmen selbst-
organisierter außerstaatlicher Prozesse konkretisiert, wirft zwangsläufig die Frage auf, 
in welchem Maße, mit welchen Gestaltungskonzepten und -instrumenten die Politik 
heute noch mitgestaltenden Einfluss nehmen kann. 
Dass die technologie- und innovationspolitischen Einwirkungsmöglichkeiten auf den 
soziotechnischen Wandel begrenzt sind ist nach dem bisher Gesagten offenkundig und 
auch andernorts vielfach konstatiert worden. Gleichwohl kann, so meine These, von 
einem Rückzug, einer (Selbst-)Abwicklung oder gar einer Ohnmacht der Politik gegen-
über den außerstaatlichen Akteuren und Eigendynamiken des Wandels keine Rede 
sein. Nimmt man die Technologie- und Innovationspolitiken führender Industrieländer 
oder der Europäischen Union in den Blick, dann lassen sich zwei prominente und kom-
plementär verwendete Gestaltungsvarianten identifizieren, mit denen die Politik auch 
heute durchaus aktiv und strukturbildend in den soziotechnischen Wandel eingreifen 
kann (und dies auch tut): Die klassische Form staatsmonopolistischer Konzertierung, 
die vor allem bei Großtechnologieprojekten nach wie vor präferiert wird sowie neue 
Formen einer indirekten Kontextgestaltung, die vor allem im Umfeld neuer Schlüssel-
technologien und zur Restrukturierung infrastruktureller, institutioneller und regulativer 
Rahmenbedingungen des Forschungs- und Innovationsprozesses seit der zweiten 
Hälfte der neunziger Jahre Bedeutung gewonnen haben (Dolata 2005).  
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Vor allem im Bereich der Großtechnologien (z.B. Transrapid, Weltraumforschung, Ver-
kehrstelematik, Rüstung), denen auch heute in den führenden Ländern ein beträchtli-
ches Gewicht im staatlichen Förderprofil zukommt, ist (etwa in Deutschland oder 
Frankreich) die Persistenz klassischer Muster der Innovationsförderung und Industrie-
politik offenkundig. Der Staat agiert hier in seiner traditionellen Rolle als Technologie-
treiber und industriepolitisch aktive Gestaltungsinstanz, die für das Zustandekommen 
und die Stabilisierung großtechnologischer Referenz- und Prestigeprojekte nach wie 
vor von entscheidender Bedeutung ist. Und er setzt dazu auch heute auf klientelisti-
sche Beziehungen mit der Großindustrie und das klassische Repertoire der direkten In-
tervention, der direkten Projektförderung, der Marktabschottung, der Förderung natio-
naler Großunternehmen und des Einsatzes von Nachfragemacht (Weyer 2004, 2005; 
Monopolkommission 2004). 
Die Gestaltungseffekte, die die staatliche Politik im Zusammenhang großtechnologi-
scher Vorhaben erzielen kann, sind vergleichsweise unmittelbar, risikobehaftet und ir-
reversibel: Ohne das umfangreiche Engagement des Staates, allein getragen von in-
dustriellen Initiativen, wären entsprechende Projekte zumeist gar nicht durchführbar. 
Sie werden oft industriepolitisch begründet, zum Teil aber auch aus nationalen Presti-
gegründen verfolgt. Wie immer sie auch motiviert sind: Politische Förderentscheidun-
gen gehen in diesen Fällen mit weitreichenden Festlegungen auf technologische bzw. 
industriepolitische Entwicklungspfade und mit entsprechenden Ressourcenbindungen 
einher. Dies ist eine riskante Strategie, die in der Vergangenheit oft nicht aufgegangen 
ist – die Atomtechnik und der Schnelle Brüter, die Raumfahrtforschung oder der Trans-
rapid lassen sich als Beispiele für eine ebenso ressourcenintensive wie fehlgeschlage-
ne Politik der Großtechnologieförderung ins Feld führen. Aber immerhin: Ohne indust-
riepolitische Flankierung und staatliche Subventionen wären z.B. die Erfolge von EADS 
und Airbus als deutsch-französische Kooperationsprojekte nicht möglich gewesen. Und 
keineswegs ausgeschlossen ist, dass sich das deutsche Mautsystem für LKW nicht 
doch zum auf dem Referenzmarkt Deutschland erfolgreich erprobten Exportschlager 
entwickeln wird. Insoweit verfügt der Staat im Bereich der direkten Technologieförde-
rung über beträchtliche Gestaltungsmöglichkeiten, ist freilich zugleich mit dem hohen 
Risiko großer und in der Folge nur schwer korrigierbarer Fehlschläge konfrontiert. 
Eine Ausweitung dieses klassischen Gestaltungsansatzes staatsmonopolistischer 
Konzertierung auch auf die Förderung neuer Querschnittstechnologien wurde in 
Deutschland (und auch etwa in Frankreich) vor allem im Umfeld neuer Informations- 
und Kommunikationstechnologien immer wieder versucht – in den achtziger Jahren 
etwa als staatlich geschützter Aufbau nationaler Computer-Industrien und noch bis in 
die zweite Hälfte der neunziger Jahre hinein als industriepolitisch motivierte und auf die 
Förderung weltmarktfähiger nationaler Champions zielende Entwicklung nationaler In-
ternet-Technologien (Mowery/Simcoe 2002; Werle 2005). Entsprechende Versuche 
sind allerdings weithin erfolglos geblieben: Zum einen, weil sie nicht zum Typ dieser 
neuen Technologien passen, deren Dynamiken sich am besten im Umfeld intensiver 
Wettbewerbs- und Konkurrenzkonstellationen entfalten können. Und zum anderen, weil 
sich auch die sie tragenden Akteurfigurationen signifikant vom überschaubaren Kliente-
lismus großtechnologischer Projekte unterscheiden (Breshanan/Malerba 1999). Hinzu 
kommt, dass mit der zunehmenden Internationalisierung der Wirtschaft die Attraktivität 
eines Landes bzw. einer Region für transnationale Konzerne heute nicht mehr primär 
von der dort betriebenen direkten Technologieförderung abhängt: Unverwechselbare 
nationale, regionale und sektorale Innovationsstärken, ein für Industrie und Wissen-
schaft attraktives infrastrukturelles und institutionelles Umfeld sowie die Existenz zu-
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kunftsfähiger Lead Markets sind zu den entscheidenden Faktoren industrieller Stand-
ortentscheidungen geworden (Meyer-Krahmer 2005). 
Unter diesen veränderten Bedingungen hatte die Politik sich neu zu orientieren: Sie 
hatte zum einen passfähige Förderansätze und -instrumente für ein neues Set von 
Querschnittstechnologien – I&K-, Bio- oder Nanotechnologien – zu entwickeln, die sich 
deutlich von klassischen Großtechnologien unterscheiden: Sie prozessieren wie gese-
hen wesentlich staatsferner, marktförmiger und internationaler, werden von den Aktivi-
täten einer unübersichtlichen Zahl außerstaatlicher Akteure vorangebracht und entzie-
hen sich direkter staatlicher Einflussnahme. Und zum anderen musste die Politik auf 
die skizzierten Veränderungen der industriellen Innovationsmuster konzeptionell und 
instrumentell reagieren: insbesondere auf die sehr selektiv betriebene und weltweit auf 
wenige Standorte konzentrierte Internationalisierung großindustrieller Forschungs- und 
Entwicklungsaktivitäten, aber auch auf die z.T. sprunghafte Zunahme technologisch 
motivierter industrieller Kooperationsbeziehungen sowie auf den Bedeutungszuwachs 
technologieorientierter start-up-Firmen im Innovationsgeschehen. Der klassische Ges-
taltungsansatz staatsmonopolistischer Konzertierung mit seiner Fokussierung auf 
Großtechnologien und auf die Förderung nationaler Champions wurde damit zwar nicht 
obsolet, aber doch zunehmend zu eng. 
Seit der zweiten Hälfte der neunziger Jahre reagieren die führenden Industrieländer auf 
die skizzierten Veränderungen mit in der Grundausrichtung durchaus ähnlichen Neu-
justierungen ihrer Technologie- und Innovationspolitiken (Larédo/Mustar 2001). Sie zie-
len – bei allen fortbestehenden nationalen Unterschieden in den institutionellen Vor-
aussetzungen, den konkreten Akzentsetzungen und den präferierten Instrumentensets 
– konzeptionell auf die Etablierung international anschlussfähiger, sowohl wettbe-
werbsintensiver als auch kooperationsfähiger nationaler bzw. regionaler Innovations-
räume und die damit verbundene Restrukturierung innovationsrelevanter Institutionen 
und Infrastrukturen. Dies geht einher mit einer sukzessiven Relativierung direkter, in-
dustriepolitisch motivierter und technikbezogener Gestaltungsambitionen zugunsten 
einer Aufwertung indirekter, kontextorientierter Gestaltungsansätze, die sich insbeson-
dere auf die Veränderung institutioneller, infrastruktureller und rechtlicher Rahmenset-
zungen des Forschungs- und Innovationsprozesses und auf den verstärkten Einsatz 
staatlicher Wettbewerbs- und Vernetzungsinitiativen konzentrieren.  
Die Schwerpunkte dieser kontextorientierten Gestaltungsvariante sind in Deutschland 
(und mit Variationen auch in anderen hochentwickelten Ländern) (Rammer et al. 2004; 
BMBF 2004; Dolata 2005 sowie die Beiträge in Dolata 2005a) 
- erstens die vorrangige programmatische und finanzielle Förderung neuer Schlüs-
seltechnologien, mit der der Strukturwandel in der technologischen Spezialisierung 
hin zu neuen forschungs- und wissensintensiven Technologien und Wirtschafts-
zweigen unterstützt werden soll; 
- zweitens die verstärkte Förderung innovativer und für die Großunternehmen ko-
operationsfähiger Sektoren von technologieorientierten start-up Firmen, deren Be-
deutung sich für den Innovationsprozess selbst und als Standortfaktor mit dem 
Aufkommen neuer Schlüsseltechnologien erhöht hat; 
- drittens die vor allem über staatliche Wettbewerbe stimulierte Entwicklung neuer 
regionaler High-Technology-Cluster (z.B. in der Biotechnologie), die zu einem wich-
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tigen Element nationaler Innovationssysteme und zu einer wesentlichen Voraus-
setzung ihrer internationalen Wettbewerbsfähigkeit geworden sind; 
- viertens die Restrukturierung der öffentlichen Forschungs- und Wissenschaftssys-
teme mit den vorrangigen Zielen einer stärkeren innerakademischen Wettbewerbs- 
und akademisch-industriellen Transferorientierung, der Bündelung der Spitzenfor-
schung in Leitprojekten und Kompetenzzentren und der aktiven Unterstützung an-
wendungsorientierter Kooperationsverbünde aus Forschungseinrichtungen und Un-
ternehmen; 
- fünftens die dynamische, angesichts des schnellen soziotechnischen Wandels oft 
allerdings eher nach- als vorsorgende Anpassung der technologiebezogenen 
Rechtsetzung an neue Entwicklungen, die zunehmend im Rahmen europäischer 
Aushandlungs- und Abstimmungsprozesse stattfindet (z.B. Gentechnik- und Che-
mikalienrecht, Internetregulierung, Softwarepatentierung, Urheberrecht);  
- sechstens schließlich die Anreicherung des kooperativen Staates um neue delibe-
rative Elemente – Kommissionen, Räte, Anhörungen, Abstimmungsrunden, Dis-
kursprojekte –, in denen politische Entscheidungen mit außerstaatlichen Akteuren 
vorverhandelt, externe Expertise eingeholt, Meinungsbilder erstellt oder strittige 
Zukunftsfragen erörtert werden.   
Mit diesen Schwerpunktsetzungen werden Konturen einer neujustierten Technologie- 
und Innovationspolitik sichtbar, die erkennbar über den klassischen Rahmen einer se-
lektiven Forschungsförderung, der Finanzierung von Großprojekten und der Förderung 
nationaler Champions hinausreicht. Sie zielt im Kern auf eine auch für ausländische In-
teressenten attraktive infrastrukturelle und institutionelle Restrukturierung des eigenen 
Innovationsraums, die vor allem über Wettbewerbs-, Vernetzungs- und Fokussierungs-
initiativen betrieben wird. Die Adressaten dieser Politik sind nicht mehr bloß einzelne 
bedeutende Akteure (wie Großunternehmen), sondern zunehmend auch neue Akteure 
und Akteurnetzwerke, die sich im Zuge staatlicher Initiativen oft erst formieren und sich 
im Wettbewerb mit anderen durchzusetzen haben. 
Auch mit diesen neuen kontextorientierten Gestaltungsansätzen kann die Politik 
durchaus Struktureffekte erzeugen. So hat deren Einsatz in Deutschland und in ande-
ren westeuropäischen Ländern die Herausbildung visibler Sektoren von start-up Fir-
men befördern können, die es zuvor nicht gab. Er hat auch etwa die regionale Vernet-
zung relevanter Akteure und die Herausbildung neuer High-Technology-Cluster stimu-
liert. Und er hat eine weit reichende Restrukturierung der öffentlichen Forschungs- und 
Wissenschaftssysteme in Richtung Wettbewerb und Ressourcenkonkurrenz, Schwer-
punktbildung und Transferorientierung in Gang gesetzt. Was zunächst wie eine Rück-
nahme staatlicher Gestaltungsansprüche und -möglichkeiten aussieht – eine unmittel-
bare politische Einwirkung auf neue Techniken wird damit im Gegensatz zur ersten Va-
riante kaum mehr angestrebt –, entpuppt sich bei genauerer Betrachtung als zwar indi-
rekte, aber doch impulssetzende und im Prinzip korrekturfähige Einflussnahme auf die 
infrastrukturellen, institutionellen und regulativen Rahmenbedingungen des Innovati-
onsgeschehens.  
Auch damit können natürlich dysfunktionale Nebenwirkungen einhergehen. So besteht 
z.B. die Gefahr einer asymmetrischen Regionenentwicklung durch staatliche Wettbe-
werbsinitiativen, die dem ‚picking the winners’-Prinzip folgen und die ohnehin besten 
Regionen zusätzlich fördern (Dohse 2005). Auch die zunehmende Fokussierung der 
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deutschen Forschungs- und Wissenschaftspolitik auf die industrielle Verwertbarkeit der 
akademischen Forschung, auf nationale Leitprojekte und Kompetenzzentren kann 
kontraproduktive Wirkungen nach sich ziehen: Die staatlichen Initiativen und Förder-
konzepte orientieren sich in hohem Maße an der Leitorientierung der außerwissen-
schaftlichen ökonomischen Relevanz, Anwendungs- und Transferorientierung der aka-
demischen Forschung – und unterschätzen, dass die Entwicklung neuer wissensba-
sierter Technikfelder nicht nur in ihrer Frühphase, sondern auch mit ihrer zunehmen-
den Anwendungsnähe über längere Zeiträume stark von den zweckfreien Spiel-
Räumen der Grundlagenforschung abhängt und geprägt wird. Zudem konzentrieren 
sich die staatlichen Initiativen und Fördermittel zunehmend auf Leitprojekte und (natio-
nale) Kompetenzzentren der Forschung – und können damit vor dem Hintergrund zu-
gleich sehr restriktiver öffentlicher Finanzrahmen das stark differenzierte, dezentral 
strukturierte und auch in der Breite qualitativ sehr gute deutsche Forschungssystem 
aus der Balance bringen (Meyer-Krahmer 2000).  
Unbeantwortet ist schließlich die Frage, wie sich ambivalente Technikhaltungen, ge-
sellschaftliche Technikkontroversen und technikkritischer Sachverstand systematisch 
auch in entscheidungsrelevante politische Gremien institutionell einfassen und produk-
tiv nutzen lassen. Bei aller Ausdifferenzierung ist der kooperative Staat an seiner Spit-
ze nach wie vor ein korporatistisch eingefasster Staat, der ‚harte‘ Themen wie for-
schungs- und technologiepolitische Grundsatzentscheidungen, wirtschafts- und innova-
tionspolitische Initiativen oder rechtliche Regelungsbedarfe mit einem exklusiven Kreis 
aus Vertretern der Großunternehmen, der Wirtschafts- und der Wissenschaftsverbände 
vorverhandelt. Neue industrielle oder zivilgesellschaftliche Akteure, die gesellschaftli-
che Technikkontroversen repräsentieren, spielen in diesen Kernbereichen politischer 




Die skizzierten Gestaltungsvarianten, die die staatliche Politik aktuell einsetzt, legen 
zwei Schlussfolgerungen nahe: Sie widerlegen zum einen die verbreitete Diagnose ei-
ner Entzauberung, Erosion und Ohnmacht des Staates (Willke 2001). Der Staat verfügt 
auch heute durchaus über Ansatzpunkte und Instrumente für eine strukturbildende Po-
litik – auf der europäischen Ebene, aber auch im Rahmen nationaler Innovations- und 
Politiksysteme. Seine technologie- und innovationspolitischen Gestaltungsmöglichkei-
ten sind allerdings – dies ist die andere Seite – begrenzt und klar fokussiert: Der Staat 
ist keine zentrale Steuerungsinstanz des soziotechnischen Wandels, sondern nur ein 
Mitspieler im technologischen Geschehen, der in seiner Entscheidungsfindung zudem 
systematisch auf externe Beratung, Expertise und Einflussnahme angewiesen ist. Und 
er hat seine Gestaltungsziele und -aktivitäten unter dem Druck der ökonomischen In-
ternationalisierung an einer alles andere dominierenden Leitorientierung ausgerichtet: 
Dem Ausbau der technologischen Wettbewerbsfähigkeit und der Profilierung des eige-
nen Wirtschafts- und Innovationsraums in der internationalen Konkurrenz der Standor-
te, dem soziale oder ökologische Zielsetzungen eindeutig untergeordnet werden (ex-
emplarisch BMBF 2000: 13-34).  
                                                 
6 Auch der Anfang 2004 vom deutschen Bundeskanzler einberufene Innovationsrat steht in die-
ser Tradition korporatistischer Entscheidungsfindung: Seine Mitglieder setzten sich ausschließ-




Wie könnte unter diesen Bedingungen eine Technologie- und Innovationspolitik ausse-
hen, die einer aktiven Mitgestaltung ökologisch nachhaltiger soziotechnischer Entwick-
lungspfade verpflichtet wäre? Wie könnte sie konzeptionell angelegt, instrumentell un-
tersetzt und politisch relevant werden? Ich möchte dazu zunächst einige grundsätzliche 
Bemerkungen machen, die an das bisher Gesagte anschließen und dann ein paar 
Konkretisierungen vornehmen, die an in der Diskussion befindliche Ansatzpunkte einer 
nachhaltigkeitsorientierten Technologie- und Innovationspolitik anknüpfen. 
Ich habe im ersten Kapitel darauf hingewiesen, dass Technik nicht gleich Technik ist. 
Diese Differenzierung gilt nicht nur für die distinkten technischen Charakteristika einer 
jeden Technik und ihre (un-)möglichen sozioökonomischen Organisationsformen und 
Institutionalisierungskorridore, sondern auch für ihr gesellschaftliches und ökologisches 
Problemprofil.  Die Kernenergie oder die automobile Verkehrstechnik, die Gentechno-
logie oder die Nanotechnologie, das Internet oder andere neue Kommunikationstechni-
ken weisen jeweils spezifische sozial-ökologische Problem- und Risikodimensionen, 
Eingriffstiefen und Beherrschbarkeiten auf – und legen es nahe, auch unter Nachhal-
tigkeitsgesichtspunkten jeweils spezifische politische Förder- und Regulierungsansätze 
zu entwickeln, die zum Typ der Technik, um den es jeweils geht, passen. 
Dies reicht freilich nicht. Technischer und sozioökonomischer Wandel stehen, wie ich 
im zweiten Kapitel gezeigt habe, in einem engen Wechselverhältnis zueinander. Kon-
krete technische Entwicklungsdynamiken und -pfade werden nicht nur geprägt durch 
die jeweils vorhandenen sozioökonomischen und institutionellen Strukturen; technolo-
gische Umbrüche üben zugleich einen mehr oder minder einschneidenden Verände-
rungsdruck auf sie aus. Technikzentrierte politische Nachhaltigkeitsstrategien greifen 
daher zu kurz. Sie müssen begleitet und untersetzt werden von Neujustierungen infra-
struktureller und institutioneller Arrangements, unter denen eine nachhaltigkeitsorien-
tierte Technikentwicklung und -nutzung erfolgreich sein kann. Nachhaltigkeitsorientierte 
Technologie- und Innovationspolitik ist also kein technikzentriertes, sondern ein sozio-
technisches Projekt. 
Um die Reichweiten nachhaltigkeitsbezogener Wandlungsprozesse abzustecken 
möchte ich auf die ebenfalls im zweiten Kapitel vorgestellte Typologie zurück kommen. 
Auch unter Nachhaltigkeitsaspekten lassen sich verschiedene Varianten in diesem Fall 
allerdings nicht emergierenden, sondern aus sozial-ökologischen Problemidentifizie-
rungen normativ hergeleiteten notwendigen soziotechnischen Wandels voneinander 
unterscheiden. Die drei meines Erachtens wesentlichen Typen möchte ich kurz skizzie-
ren:  
1. Inkrementeller Wandel. Damit ist das ‚greening‘ vorhandener Technologien oder 
Technikfelder über graduelle Innovationen gemeint, mit denen sich z.B. die ökologi-
sche und energetische Effizienz bestehender Produktionsprozesse und Produkte 
verbessern lassen, ohne dass damit vorherrschende Technologiepfade oder sie tra-
gende sozioökonomische Strukturen grundsätzlich in Frage gestellt würden. Der Ein-
satz etwa additiver Umwelttechnologien oder verbesserter Antriebstechnologien für 
Kraftfahrzeuge zählen hierzu. Über das kontinuierliche greening vorhandener Techno-
logien ist es durchaus möglich, etwa die Emission von Massenschadstoffen oder Res-
sourcenverbräuche zu reduzieren. Diese Variante des Wandels ist zudem vergleichs-
weise einfach politisch zu gestalten: Etwa über den Einsatz ökonomischer Anreizin-
strumente (wie Ökosteuern oder Emissionszertifikate) oder über rechtliche Maßnah-
men (wie die Festlegung von Emissionsgrenzwerten oder Ressourceneffizienzstan-
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dards). Die Reichweiten des dadurch angestoßenen Wandels sind allerdings in zweier-
lei Hinsicht begrenzt: Sie werden dem Ausmaß notwendiger Reduktionen von Umwelt-
belastungen, wie sie etwa der globale Klimawandel erfordert, nicht gerecht und tragen, 
indem sie vorhandene soziotechnische Strukturen mit erheblichen negativen Umweltef-
fekten nicht grundsätzlich in Frage stellen, eher zu deren Stabilisierung als zu ihrer 
substanziellen Transformation bei (Coenen 2002).  
2. Experimenteller Wandel. Diese Variante nachhaltigkeitsorientierten Wandels bezieht 
sich auf neue, im Entstehen befindliche Technikfelder, deren weitere Entwicklung noch 
vergleichsweise verlaufsoffen ist und von uneindeutigen, oft experimentellen techni-
schen wie sozioökonomischen Such- und Selektionsprozessen getragen wird. Die Bio- 
oder die Nanotechnologie lassen sich dafür als typische Fälle anführen. Sie sind weder 
wissenschaftlich-technisch noch sozioökonomisch bereits geschlossen und verfestigt, 
sondern zeichnen sich durch dynamische und vergleichsweise ergebnisoffene Such-
prozesse nach wissenschaftlichen Durchbrüchen, technischen Anwendungsmöglich-
keiten, ökonomischen Verwertungsfeldern und sozialen Nutzungsmustern aus. Damit 
geht die Suche nach neuen, passenden Organisations-, Regulierungs- und Institutiona-
lisierungsmustern einher, die von früh einsetzenden gesellschaftlichen Debatten um 
die Chancen und Risiken dieser Technologien begleitet wird. Dieser experimentelle 
Charakter neuer Technologiefelder, die den gegenwärtigen soziotechnischen Wandel 
prägen, unterscheidet sich signifikant von den verfestigten und persistenten Strukturen 
bereits etablierter Technikgebiete und eröffnet Möglichkeiten, mit nachhaltigkeitsorien-
tierten Akzentsetzungen proaktiv und zeitnah in ihren Genese- und Formierungspro-
zess einzugreifen – nicht erst nach, sondern bereits „vor Vollendung der Tatsachen“ 
(Hack 1988). 
3. Radikaler Wandel. Mit diesem Typ des Wandels schließlich, der in seiner Reichweite 
dem technologischer Revolutionen entspricht, sind substanzielle Transformationen be-
reits etablierter, über Jahrzehnte verfestigter technologischer Regime mit besonders 
umweltbelastenden Effekten und – damit verbunden – entsprechend weitreichende 
Umbrüche in den sie tragenden sozioökonomischen Strukturen gemeint. Der Ausstieg 
aus der Kerntechnik und der Umbau der Energieversorgung oder die Entwicklung und 
Durchsetzung grundlegender Alternativen zur automobil-zentrierten Verkehrstechnik 
und Mobilitätsinfrastruktur lassen sich als prominente Beispiele eines notwendigen ra-
dikalen Wandels anführen. Sie zeigen zugleich, dass dieser Typ des Wandels außer-
ordentlich voraussetzungsvoll ist. Er erfordert nicht nur die Entwicklung grundlegend 
anderer technologischer Optionen, die technisch tragfähig, ökonomisch erfolgverspre-
chend und gesellschaftlich anschlussfähig sind. Er ist zudem mit weitreichenden sozio-
ökonomischen Implikationen verbunden: Er erfordert nicht weniger als eine weitrei-
chende Restrukturierung volkswirtschaftlich tragender Industriesektoren und Infrastruk-
turen, verbunden mit einschneidenden Veränderungen in Lebensstilen und Konsum-
mustern. Und er ist schließlich mit beachtlichen Struktur-Persistenzen konfrontiert: Mit 
ökonomisch erfolgreichen Industriesektoren, die wesentliche Säulen nationaler Wirt-
schafts- und Innovationssysteme sind (wie z.B. die Autoindustrie mit ihren Zulieferern, 
Händlern und Dienstleistern, Kraftstoffherstellungs- und -distributionssystemen), mit 
funktionsfähigen Infrastrukturen (Straßennetze und Siedlungsformen) und auch mit 
verfestigten Lebensstilen und Konsummustern (Dolata 1992: 362-370). 
Alle drei (normativ begründeten) Varianten nachhaltigkeitsorientierten soziotechni-
schen Wandels sind keine Selbstläufer, die sich quasi-evolutionär im Rahmen von 
konkurrenzgetragenen Marktprozessen und außerstaatlicher Selbstorganisation entfal-
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ten, sondern müssen politisch angestoßen und akzentsetzend mitgestaltet werden. 
Schon das greening vorhandener Technologien ist ohne entsprechende politische 
Rahmensetzungen  kaum denkbar; dies gilt erst Recht für die Einleitung experimentel-
len (z.B. förderpolitische und regulative Einfassung der Gentechnik) oder radikalen 
Wandels (z.B. Ausstieg aus der Atomenergie oder Umbau des Verkehrssystems). 
Nachhaltigkeitsorientierter soziotechnischer Wandel ist also ein originär politisches 
Gestaltungsprojekt, das freilich anschlussfähig sein, also von außerstaatlichen Akteu-
ren angenommen und von ihnen auch wesentlich umgesetzt werden muss. 
Welche Rolle könnte die Politik als Impulsgeber und Koordinator eines nachhaltigkeits-
orientierten Wandels spielen? Ich möchte abschließend vier politische Gestaltungs-
ebenen einer nachhaltigkeitsorientierten Technologie- und Innovationspolitik skizzieren 
und sie auf ihre (möglichen) Gestaltungseffekte prüfen.7 Dabei ist zu bedenken, dass 
Nachhaltigkeit als Zielvorgabe in den Technologie- und Innovationspolitiken vieler Län-
der zwar mittlerweile eine Rolle spielt, allerdings nach wie vor eindeutig im Schatten 
der wettbewerbs- und standortorientierten Förderung von Technologien, Infrastrukturen 
und Institutionen steht. 
1. Rechtliche Rahmensetzungen. Mit rechtlichen Instrumenten lässt sich zum einen die 
Umweltverträglichkeit bestehender Technologien und technologischer Systeme im 
Rahmen inkrementellen Wandels erhöhen: Etwa über die bereits erwähnte Festlegung 
von sukzessiv zu verschärfenden Ressourceneffizienzstandards und Emissionsgrenz-
werten oder über rechtliche Bestimmungen zur Erfassung, Kontrolle, Verwendungsein-
schränkung und Entsorgung von gesundheitsgefährdenden und mit Umweltrisiken ver-
bundenen Produkten und Stoffen. Über rechtliche Rahmensetzungen lassen sich zum 
anderen aber auch Prozesse experimentellen Wandels politisch beeinflussen. Neue 
Technologiefelder wie die Biotechnologie oder die Nanotechnologie erfordern z.T. 
grundsätzlich neue Rechtsrahmen, die angesichts der dynamischen technologischen 
Entwicklung zudem permanent neujustiert werden müssen. Dies bietet Möglichkeiten, 
über rechtliche Rahmensetzungen nicht bloß Rechts- und Planungssicherheit für In-
dustrie und Wissenschaft herzustellen, sondern sie zugleich nachhaltigkeitsorientiert 
auszugestalten. Ein Beispiel hierfür ist die rechtliche Einfassung der grünen Gentech-
nik (die in ihrer heutigen Form freilich nur vor dem Hintergrund anhaltender gesell-
schaftlicher Inakzeptanzen zustande gekommen ist): Sie sieht unter anderem die 
Kennzeichnungspflicht und Rückverfolgbarkeit von gentechnisch veränderten Lebens-
mitteln vor und formuliert restriktive Vorschriften für die absichtliche Freisetzung gen-
technisch veränderter Organismen, für die befristete Genehmigung und für das konti-
nuierliche Monitoring von Freisetzungsversuchen. 
2. Ökonomische Anreize und strukturpolitische Maßnahmen. Zu den mittlerweile klas-
sischen ökonomischen Ansatzpunkten einer nachhaltigkeitsorientierten Technikent-
wicklung und -nutzung gehören indirekte, über den Preis steuernde Instrumente, vor al-
lem ökologische Steuern und Emissionszertifikate. Dazu lassen sich aber auch direkter 
wirkende, strukturorientierte Maßnahmen und Instrumente zählen: Zum einen die staat-
lich subventionierte und geschützte Entwicklung und Markteinführung von neuen um-
weltschonenden und ressourcensparenden Technologien im Rahmen eines ‚strategic 
niche management‘. Die dahinterstehende Idee ist es, für neue, noch unfertige und un-
                                                 
7 Die folgenden Überlegungen zum Experimentierfeld ‚Nachhaltige Technologie- und Innovati-
onspolitik‘ sind auf die eine oder andere Weise inspiriert worden durch Rip/Kemp 1998; Kemp 
2002; Rip 2002; Coenen 2002; Kuhlmann 2003; Grupp et al. 2004: 87-97; Voß et al. 2005. Ein 
respektables Standardwerk zum Thema liegt meines Wissens bislang nicht vor. 
 
 24
erprobte Technologien, die mit der Wirtschaftlichkeit und Qualität vorhandener Techno-
logien (noch) nicht konkurrieren können, befristet Nischen oder geschützte Räume zu 
schaffen „in which new variations are exposed to selection pressure in a controlled way 
and thus protected against excessively harsh selection“ (Rip/Kemp 1998: 382; auch: 
Geels 2004).8 Damit einhergehen könnte zum anderen die bevorzugte staatliche För-
derung neuer avantgardistischer Wirtschaftsakteure, die technologisch ambitionierte 
und nachhaltigkeitsorientierte Projekte verfolgen, welche quer zu etablierten technolo-
gischen Entwicklungspfaden stehen. Die Instrumente, die zur Unterstützung technolo-
gieorientierter start-up-Firmen seit der zweiten Hälfte der neunziger Jahre entwickelt 
worden sind, ließen sich dazu (um-)nutzen. 
3. Technologie- und innovationspolitische Gestaltungsmöglichkeiten. Die erfolgreiche 
Geschichte der staatlichen Förderung der Umwelt(system)forschung und Umwelt-
schutztechnik in Deutschland zeigt, dass auch mit im engeren Sinne forschungs- und 
technologiepolitischen Initiativen neue sozial-ökologische und nachhaltigkeitsorientierte 
Forschungsthemen und -gebiete politisch initiiert, die Entwicklung, Erprobung und An-
wendung alternativer Technologien gefördert sowie institutionelle und infrastrukturelle 
Restrukturierungen stimuliert werden können.  
Spezifische Umweltforschungs- und Nachhaltigkeitsprogramme können technologie-
übergreifende Querschnittsthemen und neue Aktionsfelder definieren und deren Bear-
beitung stimulieren sowie zur Konstituierung und Vernetzung sie tragender akademi-
scher und industrieller Communities beitragen (BMBF 2004a). Sie bleiben allerdings 
unzureichend, wenn sie allein in der forschungs- und innovationspolitischen Landschaft 
stehen und nicht durch eine substanzielle und passfähige Integration umwelt- und 
nachhaltigkeitsorientierter Themen und Projekte in die technologiespezifische Förde-
rung untersetzt werden. Die steht freilich noch aus. 
Ähnliches gilt für den Fokus der Forschungsförderung: Dezidiert anwendungsorientier-
te Projekte und die Förderung akademisch-industrieller Verbundvorhaben mit einer kla-
ren Transferorientierung haben zweifellos ihre Berechtigung, geht es doch um die Ein-
leitung konkreter Schritte in die Richtung eines nachhaltigkeitsorientierten Wandels. 
Sie bleiben allerdings zu eng, wenn sie, wie derzeit zu beobachten ist, als bevorzugte 
politische Option eingesetzt werden – und nicht als notwendige Ergänzung grundla-
genorientierter Forschung und experimenteller Entwicklung, die für die Genese noch 
nicht marktgängiger wissenschaftlich-technischer Alternativen und die Offenhaltung 
verschiedener Innovationspfade und technologischer Alternativen konstitutiv sind.  
Auch die Förderung vieler klein- und mittelformatiger Projekte ist schon aus Gründen 
der Sicherung von Varietät sinnvoll. Gleichwohl wäre es insbesondere mit Blick auf 
Einstiegspunkte in einen radikalen Wandel durchaus überlegenswert, ob sie nicht stär-
ker als bislang ergänzt werden sollten durch nationale bzw. europäische Großprojekte 
der Nachhaltigkeitsforschung – z.B. zur Erforschung und (experimentellen) Erprobung 
gangbarer technischer, infrastruktureller und sozioökonomischer Alternativen zur au-
tomobilen Gesellschaft. 
Schließlich bleiben die Struktureffekte der programmatischen und drittmittelfinanzierten 
Förderung flüchtig und instabil, wenn sie nicht durch eine deutliche Aufwertung der in-
                                                 
8 Im Bereich der großtechnologischen Forschungs- und Industriepolitik ist dies seit jeher gang 
und gäbe. Kerntechnik und Schneller Brüter, Transrapid oder Verkehrstelematik haben sich in 
derartigen staatlich garantierten „niches or protected spaces“ (fehl-)entwickelt. 
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stitutionellen Förderung ergänzt wird. Zum einen bleibt nachhaltigkeitsorientierte For-
schung und Technikentwicklung selbst solange Desiderat, wie ihre institutionelle und 
infrastrukturelle Basis nicht signifikant ausgeweitet wird – und zwar sowohl in der Brei-
te, als Ausbau nachhaltigkeitsorientierter Zentren an Universitäten, außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen und außerstaatlichen Instituten, als auch in der Spitze, in 
Gestalt nationaler Kompetenzzentren der Nachhaltigkeitsforschung.9 Und zum anderen 
ist die Konzipierung und Umsetzung einer nachhaltigkeitsorientierten Technologie- und 
Innovationspolitik, mit der Prozesse weitreichenden Wandels angestoßen werden sol-
len, in besonderer Weise auf die methodische und instrumentelle Weiterentwicklung 
und Anwendung von Verfahren der soziotechnischen Vorausschau (sustainability fore-
sight), der Evaluation und des benchmarking innovationsrelevanter Programme und 
Maßnahmen sowie der konstruktiven Technikbewertung angewiesen. Auch dazu ist 
der Ausbau stabiler institutioneller Strukturen erforderlich; mit einer Politik der Kurzhal-
tung oder gar Auflösung darauf spezialisierter Einrichtungen (wie der Akademie für 
Technikfolgenabschätzung in Baden-Württemberg) ist dies nicht zu haben. 
4. Institutionelle Einfassung gesellschaftlicher Technikkontroversen. Eine letzte politi-
sche Gestaltungsebene betrifft die Erweiterung des kooperativen Staates selbst. Ich 
habe darauf verwiesen, dass die Politik in ihrer Entscheidungsfindung systematisch auf 
externe Expertise und Beratung angewiesen ist. Der Staat agiert nicht autonom und 
anweisend, sondern als kooperativer Staat, der im Vorfeld von Entscheidungsfindun-
gen auf den Sachverstand außerstaatlicher Akteure zurückgreift und deren Interessen 
– in der Regel nach Macht, Einfluss und Standortrelevanz gewichtet – berücksichtigt. 
Er hat sich dazu im Laufe der Zeit in ein dichtes Geflecht von Gremien und Verfahren 
ausdifferenziert, in denen Handlungsbedarfe vor allem mit Vertretern aus Wirtschaft 
und Wissenschaft identifiziert und vorverhandelt werden und in denen Experten strittige 
Zukunftsthemen erörtern. Demgegenüber finden die produktiven Ressourcen, Anre-
gungen und Alternativen, die sich im Umfeld von Technikkontroversen entwickeln,10 oft 
erst nachträglich, im Zuge veritabler Krisen, öffentlichen Protests oder gesellschaftli-
cher Inakzeptanzen Eingang in politische Zielorientierungen, Programmatiken und Ent-
scheidungsprozesse. Dies ist ein starkes Argument dafür, mit Nachdruck nach Ansatz-
punkten zu suchen, wie sich ambivalente Technikhaltungen, gesellschaftliche Technik-
kontroversen und technikkritischer Sachverstand jenseits ihrer Auslagerung in partizi-
pative Verfahren systematisch auch in entscheidungsrelevante politische Gremien in-
stitutionell einfassen und produktiv nutzen lassen. 
Kontrastiert man die hier vorgestellten politischen Gestaltungspotenziale mit den zuvor 
skizzierten Varianten notwendigen Wandels, dann zeigt sich, dass die Politik durchaus 
über realistische Möglichkeiten verfügt, inkrementellen Wandel zu stimulieren und ex-
perimentellen Wandel mit nachhaltigkeitsorientierten Elementen anzureichern. Schon 
                                                 
9 Ein solches Zentrum bildet seit 2004 die Helmholtz-Gemeinschaft deutscher Forschungszent-
ren mit ihrem seither laufenden Programm ‚Nachhaltigkeit und Technik‘. 
10 Leonard Hennen (1996: 229) hat dieses produktive Potenzial gesellschaftlicher Technikkon-
troversen pointiert zusammengefasst: „Kontroversen um die negativen Folgen neuer Technolo-
gien für Umwelt, Gesundheit und gesellschaftliche Entwicklung haben in Form umwelt-, sozial- 
und technologiepolitischer Zielorientierungen Eingang in die Programme politischer Parteien, in 
die Forschungs- und Umweltpolitik der Bundesregierung, die Arbeit zahlreicher Enquete-
Kommissionen des Deutschen Bundestages und in die Rechtsprechung gefunden. Umwelt-
verträglichkeits- und Sozialverträglichkeitsprüfungen, Grenzwerte für Emissionen und Immissio-
nen, Sicherheitstechnik, Gesundheitsschutz, Umweltschutz, Verbraucherschutz sind nur einige 
Stichworte, die zeigen, dass Technikkontroversen als inhaltliche Ressourcen, Anreger oder Ka-
talysatoren für staatliche und auch unternehmerische Politik gedient haben.“ 
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deren Wirkungen sind freilich begrenzt: Es handelt sich um (potenzielle) Ansatzpunkte 
für einen kleinschrittigen Wandel, die im übrigen selbst in ihrer gemäßigten Form auf 
beträchtliche industrielle und gesellschaftliche Widerstände stoßen – die Auseinander-
setzung um eine ökologische Steuerreform etwa zeigt dies sehr deutlich. Vor allem a-
ber sind die politischen Möglichkeiten, Prozesse eines radikalen Wandels vorherr-
schender soziotechnischer Regime einzuleiten und durchzusetzen, eng begrenzt: Auch 
eine willige und zu allem entschlossene Politik träfe hier nicht nur auf mächtige (indus-
trielle) Gegenspieler mit hohem Obstruktionspotenzial, sondern auch auf über Jahr-
zehnte verfestigte soziotechnische Strukturen mit zum Teil herausragender volkswirt-
schaftlicher Bedeutung, deren Umbau tiefe Einschnitte in das technologische, instituti-
onelle und ökonomische Profil, die Konsummuster und Lebensstile der Gesellschaft mit 
sich bringen würde. Radikaler nachhaltigkeitsorientierter Wandel wird sich, auch wenn 
er sich noch so gut begründen lässt, wenn, dann wohl nur über eine Vielzahl inkremen-
teller Schritte und in langfristiger Perspektive durchsetzen (lassen). Aber immerhin: Die 
Politik könnte sowohl die Erforschung alternativer technologischer Optionen und sozio-
ökonomischer Transformationsszenarien frühzeitig und konzentriert fördern als auch 
die gesellschaftliche Sensibilisierung für die Notwendigkeit radikaler Wandlungspro-
zesse vorantreiben – mit der Perspektive, im Fall kommender, soziotechnischen Read-
justierungsbedarf auslösender Krisen auf bereits entwickelte Alternativen und die zu ih-
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